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Antrag 

der Abgeordneten Oswald Metzger, Christine Scheei, Antje Hermenau, Kristin Heyne, 
Margareta Wolf (Frankfurt) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Einstieg in eine umfassende Gemeindefinanz- und Unternehmensteuerreform 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Überfällige Gemeindefinanzreform 

Trotz der umfangreichen Vorarbeiten der kommunalen Verbände, 
der Wissenschaft und auch der Politik hat die Bundesregierung 
kein Konzept entwickelt, das eine grundlegende Reform der Ge- 
meindefinanzen garantiert. Das Vorhaben der Bundesregierung 
steht ausschließlich unter der Leitidee der Unternehmensteuerre- 
form, die ihrerseits jedoch ebenfalls nicht überzeugen kann. Die 
vorgesehene Änderung der Gewerbesteuer, gekoppelt mit einem 
neuen Anteil der Gemeinden an der Umsatzsteuer, entspricht we- 
der in der grundsätzlichen Ausgestaltung noch in den Detailrege- 
lungen einer ausgereiften Konzeption einer mittel- und langfristig 
tragfähigen Neuordnung der Gemeindefinanzen. Angesichts der 
jahrelangen, intensiven Diskussionen handelt es sich um eine Mi- 
nimallösung, die die vielen Schwächen der Gewerbesteuer nicht 
beseitigt, gleichzeitig aber auch keine grundlegenden Verbesse- 
rungen für die Finanzausstattung der Gemeinden bringt. 

2. Einschränkung der kommunalen Finanzautonomie 

Die umstandslose Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer und die 
damit verbundene Senkung der Gewerbeertragsteuer ohne die 
gleichzeitige Schaffung von überzeugenden Alternativen wird der 
politischen Bedeutung der Städte und Gemeinden in der Bundes- 
republik Deutschland nicht gerecht. Das kommunale Hebesatz- 
recht wird weiter abgebaut und insgesamt wird die Abhängigkeit 
der kommunalen Ebene von Einnahmen mit Zuweisungscharak- 
ter weiter erhöht und dadurch die kommunale Selbstverwaltung 
geschwächt. Die kommunale Finanzkrise hindert die Gemeinden 
nicht nur an der Wahrnehmung elementarer Aufgaben, sie höhlt 
zugleich das Recht auf Selbstverwaltung aus und beeinträchtigt 
damit die demokratische Verfaßtheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 
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3. Föderale Ungleichgewichte 

Die Gesetzgebung von Bund und Ländern beeinträchtigt zuneh- 
mend die Finanzautonomie der Gemeinden. Aus dem Stand- 
ortsicherungsgesetz und dem Jahressteuergesetz 1996 haben sich 
erhebliche Steuermindereinnahmen in den Kommunalbudgets er- 
geben. Gleichzeitig wird den Kommunen über die von Bund und 
Ländern beschlossenen Leistungsgesetze eine steigende Zahl von 
Aufgaben übertragen. Dies betrifft vor allem die zusätzlichen So- 
zialhilfelasten durch die vom Bund immer wieder versuchte Ab- 
wälzung von Kosten der Arbeitslosigkeit auf die Sozialhilfeträger. 


4. Undurchdachte Unternehmensteuerreform 

Der Vorschlag der Bundesregierung zur Reform der Gewerbe- 
steuer setzt die seit Jahrzehnten betriebene Aushöhlung der 
wesentlichen Finanzquelle der Gemeinden fort. Für viele, 
insbesondere kleine Gemeinden, wird die Gewerbesteuer in Zu- 
kunft kaum noch eine Bedeutung haben. Gleichzeitig ist für die 
Unternehmensseite keine überzeugende Gegenfinanzierung ge- 
funden worden. Die Investitionstätigkeit der Unternehmen wird 
insgesamt nicht gefördert, sondern beeinträchtigt werden. Hier- 
durch werden besonders die innovationsorientierten Unterneh- 
men des Mittelstandes deutlich stärker belastet. Die krasse Be- 
nachteiligung des Mittelstandes aufgrund der im Entwurf der 
Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen steht im deutlichen 
Gegensatz zu einer angestrebten Innovations- und. Investitions- 
förderung. 


5. Vernachlässigung ökologischer Aspekte im Gemeinde- 
finanzsystem 

Die Bundesregierung hat es bisher versäumt, eine ökologisch ori- 
entierte Reform des Gemeindefinanzsystems einzuleiten. So kann 
die Grundsteuer als zweite wichtige Gemeindesteuer mit Hebe- 
satzrecht bisher nicht dazu genutzt werden, die Verwendung des 
Produktionsfaktors Boden ökologisch auszurichten. Die Inan^ 
spruchnahme zusätzlicher Siedlungsflächen ist ungebrochen, fort- 
laufend gehen unersetzbare Natur- und Kulturlandschaftsflächen 
verloren. Diese Art der Bodennutzung erzeugt gravierende land- 
schaftsökologische und auch siedlungs- und verkehrsökologische 
Nachteile. 


11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

eine systematische Reform der Gemeindefinanzierung durch- 
zusetzen. Die Gemeindefinanzreform soll die kommunale 
Finanzautonomie sicherstellen und zugleich die quantitative Fi- 
nanzausstattung der Gemeinden garantieren. Die Selbstverwal- 
tungsgarantie des Grundgesetzes, die auch die Grundlagen der fi- 
nanziellen Eigenverantwortung umfaßt (Artikel 28 Abs. 2 GG), 
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muß deshalb mit Leben gefüllt werden. Dies bedeutet zum einen 
die Gewährleistung einer bedarfsgerechten Finanz ausstattung 
insgesamt und zum andern aber auch die Sicherung der ge- 
meindlichen Steuerhoheit. Die Reform der Gewerbesteuer ist da- 
bei nur eine Komponente der Reform des Gemeindefinanzsystems. 
Zusätzlich müssen weitere Elemente des Gemeindefinanzsystems 
mit einbezogen werden. Dies gilt insbesondere für den Zusam- 
menhang von Aufgaben- und Ausgabenzuordnung zwischen den 
föderalen Ebenen, die Sondersituation in den neuen Bundeslän- 
dern und die stärkere Berücksichtigung ökologischer Gesichts- 
punkte im kommunalen Finanzsystem. 


1 . Reform der Gewerbesteuer 


Ein wesentlicher Baustein der Gemeindefinanzreform ist die Si- 
cherung und Revitalisierung der Gewerbesteuer. Dazu gehört vor 
allem die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage der Gewerbe- 
steuer. Notwendig ist dazu auch eine verfassungsrechtliche Absi- 
cherung der Gewerbesteuer. Abzulehnen ist jegliche Reform, die 
auf eine Abschaffung der Gewerbesteuer insgesamt abzielt. Des- 
halb müssen folgende Eckpunkte berücksichtigt werden: 

• Revitalisierung der Gewerbesteuer 

Die Gewerbesteuer ist auf mehr Schultern zu verteilen. Die Ge- 
werbesteuerpflicht muß auf alle Unternehmen im Sinn des Um- 
satzsteuerrechts ausgedehnt werden. Für eine Revitalisierung 
der Gewerbesteuer ergeben sich deshalb folgende Konse- 
quenzen: 


- Der Kreis der Steuerpflichtigen wird um die freien Berufe 
und die Anbieter öffentlicher Dienstleistungen erweitert. 

- Innerhalb der Gewerbeertragsteuer werden die Abschläge 
bei den Hinzurechnungen zum Gewerbeertrag rückgängig 
gemacht, die bisher zu einer Diskriminierung des Eigen- 
kapitals geführt haben. 

- Die jetzigen Freibeträge sollen, sofern sie nicht wesentlich 
zur Steuervereinfachung beitragen, weitestgehend besei- 
tigt werden. 

• Verfassungsmäßige Absicherung der Gewerbesteuer 

Durch eine Änderung von Artikel 28 des Grundgesetzes wird 
den Gemeinden der Bestand einer mit Hebesatzrecht ausge- 
stalteten wirtschaftsbezogenen Steuerquelle garantiert und 
durch eine Korrektur von Artikel 106 GG kann sichergestellt 
werden, daß die verbleibende Gewerbeertragsteuer verfas- 
sungsgemäß ist. 
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• Wahrung des Interessenzusammenhangs zwischen Unterneh- 
men und Kommunen 

Die Gewerbesteuer soll als Mittel des Interessenausgleichs 
zwischen örtlicher Wirtschaft und den kommunalen Finanzan- 
forderungen erhalten bleiben. Eine mit der Erneuerung der Ge- 
werbesteuer einhergehende Reform der Gemeindefinanzie- 
rung muß das eigenständige Finanzierungsbewußtsein und 
den Finanzierungswillen der Gemeinden erhalten. Die Ge- 
meindesteuer muß deshalb an der Produktion oder der Wert- 
schöpfung in einer Gemeinde anknüpfen. Damit kann den Ge- 
meinden der Anreiz erhalten bleiben, in ihrem Bereich 
Unternehmen anzusiedeln und zu erhalten, um damit Arbeits- 
plätze zu schaffen. 

Mit der Ausweitung der Bemessungsgrundlage kann - bei gleich- 
bleibenden Steuermeßzahlen - ein deutlich höheres Gesamtauf- 
kommen der Gewerbeertragsteuer erzielt werden. Bei Berück- 
sichtigung der zusätzlichen Einnahmen der Kommunen durch die 
Beteiligung an der Umsatzsteuer ergeben sich dadurch Potentiale 
zur Verringerung der Gewerbesteuerbelastungen für die einzel- 
nen Unternehmen. Deshalb sollen künftig - entsprechend der 
Ausweitung der Bemessungsgrundlage - die Steuermeßzahlen der 
Gewerbesteuer verringert werden, um so die gewerbesteuer- 
pflichtigen Unternehmen grundsätzlich in gleichem relativen Aus- 
maß zu entlasten. 


2. Unternehmensteuerreform und Abschaffung der Gewerbe - 
kapitalsteuer 

Die Gewerbekapitalsteuer als Substanzsteuer benachteiligt ins- 
besondere den Einsatz von Eigenkapital. Deshalb ist ihr Wegfall 
aus der Sicht der Unternehmen folgerichtig, da diese Steuer als 
Sollertragsteuer das Unternehmensrisiko erhöht und bei ungün- 
stiger Geschäftslage zu einer Besteuerung der Unternehmenssub- 
stanz führt. Der Wegfall der Gewerbekapitalsteuer ist jedoch an 
folgende Bedingungen bei der Unternehmensbesteuerung zu 
knüpfen: 

• Ausreichende Kompensation für die Gemeinden 

Die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer ist nur zu recht- 
fertigen, wenn die Gewerbesteuer insgesamt reformiert wird 
und für die Gemeinden eine ausreichende Kompensation vor- 
gesehen ist. 

• Entlastung der Unternehmen durch Verbreiterung der Be- 
messungsgrundlage 

Durch die Ausweitung der Gewerbesteuerpflicht und der Ver- 
breiterung der Bemessungsgrundlage kann die Belastung der 
Unternehmen mit Gewerbesteuer reduziert werden. Allerdings 
werden bisher nicht besteuerte Unternehmen künftig in die Be- 
steuerung einbezogen werden. Dies ist aufgrund der gestie- 
genen wirtschaftlichen Bedeutung dieser Unternehmen zu 
rechtfertigen. 
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• Weiterführende Unternehmensteuerreform 

Notwendig bleibt eine umfassende Unternehmensteuerreform, 
die unabhängig von Betriebsgröße und Rechtsform Investitio- 
nen und Innovationen fördert. 


3. Umsatzsteuerbeteiligung 

Eine Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer und die Beteiligung 
der Gemeinden an der Umsatzsteuer können nur im Konsens mit 
den Ländern und Kommunen erreicht werden. Dies gilt auch für 
die Modalitäten der Verteilung der Umsatzsteuer auf die einzel- 
nen Kommunen. Folgende Anforderungen an eine Umsatzsteuer- 
beteiligung müssen berücksichtigt werden: 

• Umsatzsteuerbeteiligung grundgesetzlich normieren 

Die Umsatzsteuerbeteiligung, deren Verteilung nach einem 
orts- und wirtschaftsbezogenen Schlüssel erfolgen soll, wird im 
Grundgesetz verbindlich festgeschrieben. 

• Horizontale Streuung vermindern 

Die Streuung im Steueraufkommen von Städten und Gemein- 
den mit ähnlicher Größe und Funktion soll möglichst vermie- 
den werden. 

Horizontale Ungleichgewichte zwischen den Gemeinden sol- 
len vielmehr abgebaut werden. Deshalb muß das Steuerauf- 
kommen gleichzeitig auch konjunkturneutrale kommunale 
Einnahmen ermöglichen. 

• Übergangszeit 

Notwendig ist ein aufkommensneutraler Vorabverteilungs- 
schlüssel aufgrund der bisherigen Gewerbekapitalsteueran- 
teile mit gleichzeitiger Finanzgarantie des Bundes (so daß in 
keinem Einzelfall eine Schlechterstellung einer Gemeinde 
stattfinden kann); gleichzeitig ist eine allmähliche Anpassung 
an einen endgültigen Verteilungsschlüssel erforderlich. 

• Langfristiger Verteilungsschlüssel 

Notwendig ist die Sicherstellung des bisherigen Finanzauf- 
kommens der Gemeinden auch über das Jahr 2000 hinaus. Der 
endgültige Verteilungsschlüssel ist an der Zielsetzung zu ori- 
entieren, eine Steuerkraftverbesserung bei strukturschwachen 
Kommunen zu erreichen. 

• Prozentualen Anteil ausreichend festlegen 

Über den Ausgleich der Einnahmeverluste hinaus, die eine Ab- 
schaffung der Gewerbekapitalsteuer mit sich bringt, muß ein 
Beitrag zur Verbesserung der unzureichenden finanziellen 
Grundausstattung der Kommunen geleistet werden. Deshalb 
erhalten die Gemeinden einen verfassungsrechtlich gesicher- 
ten Anteil an der Umsatzsteuer, der dazu geeignet ist, die Über- 
gangsprobleme bei der Umstellung zu lösen. 
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4. Föderale Lasten neu ordnen 

Die Reform der Gemeindefinanzen muß dafür sorgen, daß künftig 
auch eine angemessene Verteilung der Lasten zwischen den fö- 
deralen Ebenen erfolgt. Dies gilt nicht nur für die Aufteilung der 
steuerlichen Lasten aus der Reform der Gewerbesteuer und der 
Beteiligung an der Umsatzsteuer, sondern auch für die bereits in 
der Vergangenheit entstandenen Ungleichgewichte zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden. 

• Sonderlasten abbauen 

Die Reform der Gemeindefinanzen darf nicht allein auf die Ge- 
werbesteuer und die Beteiligung an der Umsatzsteuer verkürzt 
werden. Notwendig ist auch eine Neuordnung der föderalen 
Finanzbeziehungen, die die bisherige systematische Benach- 
teiligung der kommunalen Ebene beendet. Die steigenden fi- 
nanziellen Belastungen der Kommunen durch bundesgesetz- 
liche Auftragsausführung (besonders durch die Lasten der 
Sozialhilfe) machen eine Reform der grundgesetzlichen Rege- 
lungen des Artikels 104 a GG unumgänglich. Der Konne- 
xitätsgrundsatz des Artikels 104 a GG, der Ausgabenlasten an 
Aufgabenlasten anknüpft, erweist sich für die Kommunen als 
Bürde, da der Bund den Kommunen Verwaltungsaufgaben zu- 
weist, sich gleichzeitig aber yon der Finanzierungsverantwor- 
tung freistellt. Deshalb muß diese grundgesetzliche Regelung 
insbesondere im Hinblick auf die finanzielle Zuordnung von 
Geldleistungsgesetzen überdacht werden. Ziel der Novellie- 
rung muß es sein, daß die Ausgabenlast grundsätzlich dem- 
jenigen Rechtsträger zufällt, der Aufgaben durch sein Gesetz 
verursacht hat. Die Ausgabenkompetenz muß enger mit der 
Aufgabenverursachung und der Ausgabenverantwortung ver- 
zahnt werden. Dadurch wird den Prinzipien der Verantwort- 
lichkeit wieder stärker Geltung verschafft. 

• Umsatzsteueranteil variabel gestalten 

Im Zuge der Reform der Gemeindefinanzen muß zusätzlich ge- 
prüft werden, inwieweit die Beteiligung der Gemeinden an der 
Umsatzsteuer auch für Ausgleichsmaßnahmen bei föderalen 
Ungleichgewichten genutzt werden kann. Geprüft werden 
muß insbesondere, wie durch die Verteilung der Umsatzsteu- 
er künftige föderale Lastenverschiebungen aufgefangen wer- 
den können. Dies würde bedeuten, daß finanzielle Lasten der 
Kommunen, die durch den Bund veranlaßt sind, zu einem höhe- 
ren kommunalen Anteil an der Umsatzsteuer führen müssen. 
Das Deckungsquotenverfahren nach Artikel 106 Abs. 3 und 4 
GG, mit dem die Verteilung der Umsatzsteuer im Rahmen ei- 
nes Vergleichs der laufenden Einnahmen mit den notwendi- 
gen Ausgaben immer wieder geändert wird, müßte dazu in 
analoger Weise auch auf die kommunale Ebene ausgedehnt 
werden. Dieser Ausgleichsmechanismus wird dann besonde- 
res Gewicht erlangen, wenn die Gemeindeebene eine stärke- 
re Repräsentationsfähigkeit gegenüber den anderen Staatse- 
benen erhält (Kommunalkammer). 
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5. Ökologisierung der Gemeindefinanzen 

Eine ökologische Komponente im Gemeindefinanzsystem kann 
über die Besteuerung von Grund und Boden erreicht werden. Mit 
einem Hebesatz, der nach betrieblichem, wohnungs- und land- 
wirtschaftlich nutzbarem Grundbesitz differenziert, folgt diese 
Steuer nicht nur dem fiskalischen Interesse der Gemeinden, son- 
dern kann in den Dienst der infrastrukturellen, sozialen und öko- 
logischen Steuerung gestellt werden. Deutlicher als bisher wür- 
den die Bodennutzenden veranlaßt, Flächen zu sparen und die 
Landschaft zu schonen. Deshalb ist die Grundsteuer sowohl als 
Element der kommunalen Finanzen als auch als ökologisches 
Steuerungselement zu stärken. Zugleich sind die erforderlichen 
rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen, damit auf der Ebe- 
ne der Gemeinden Umweltabgaben erhoben werden können. 


Bonn, den 5. Juni 1996 


Oswald Metzger 
Christine Scheel 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

I. Grundsätzliche Reformüberlegungen 

Die finanziellen Schwierigkeiten, in der sich Städte und Gemein- 
den befinden, verschärfen sich zunehmend. Die finanzielle Mise- 
re zwingt die Kommunen zu drastischen Sparmaßnahmen: Perso- 
nal wird abgebaut, städtische Dienstleistungen werden reduziert, 
die Unterstützung von Vereinen und Bürgerinitiativen wird ein- 
gestellt. Die Finanzprobleme der Kommunen haben sich nicht nur 
in quantitativer Hinsicht verschlimmert, vielmehr muß von einer 
strukturellen Krise des Gemeindefinanzsystems ausgegangen 
werden. Dabei ist die starke Streuung der Gewerbesteuer aufgrund 
der Aushöhlung der Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer 
zunehmend zu einem Sprengsatz für die Finanzautonomie der Ge- 
meinden geworden. Gerade die Steuern mit Hebesatzrecht (d. h. 
vor allem die Gewerbesteuer) verlieren dadurch in struktur- 
schwachen Kommunen zugunsten allgemeiner und zweckgebun- 
dener Zuweisungen an Bedeutung. Gleichzeitig binden auf der 
Ausgabenseite die weitgehend festgelegten Sozialhilfeausgaben 
einen erheblichen Anteil des freien Finanzierungsspielraums (vgl. 
Junkernheinrich und Notheis: Bausteine einer Gemeindefinanz- 
reform, Gutachten des Instituts für Wirtschaftsforschung für die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag, 
Halle IWH 1996). 
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Notwendig ist deshalb - darauf hat zu Recht auch die Gemeinsa- 
me Verfassungskommission verwiesen - eine Neuordnung der 
kommunalen Finanzverfassung: Die Finanzkraft der Gemeinden 
muß auf der Grundlage einer stärkeren finanziellen Eigenverant- 
wortung der Gemeinden verbessert und verstetigt werden. Die an- 
stehende Gemeindefinanzreform soll deshalb nicht allein die Ver- 
teilung der Steuereinnahmen neu ordnen, sondern auch die 
Verbindung der kommunalen Entscheidungsträger mit dem un- 
ternehmerischen Handeln auf lokaler Ebene verbessern. Die Stär- 
kung der Finanzautonomie, die Berücksichtigung des Äquiva- 
lenzprinzips und eine gleichmäßige horizontale Streuung sind 
dabei die wesentlichen Kriterien für die Ausgestaltung einer Ge- 
meindefinanzreform. Nach wie vor bleibt dabei die Gewerbesteu- 
er das Kernstück des Reformprozesses. 

11. Zu den einzelnen vorgeschlagenen Maßnahmen 

Im kommunalen Einnahmensystem spielen die Realsteuern 
(Grund- und Gewerbesteuer) eine herausragende Rolle. Die 
Gewerbesteuer soll konzeptionell den Rohertrag (d. h. Wertschöp- 
fung) von Wirtschaftseinheiten erfassen. Im Gegensatz zur 
Einkommensteuer wird sie auf die objektbezogene Größe „Er- 
trag'' ausgerichtet: d. h. Erträge der Produktionsfaktoren Unter- 
nehmerleistung und Kapital. Die Begründung der Gewerbesteuer 
beruht auf dem Äquivalenzprinzip: Die gewerbliche Wirtschaft er- 
hält kommunale Leistungen (Infrastruktur), im Gegenzug haben 
die Unternehmen eine besondere Finanzierungsleistung in der 
Höhe der Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen zu erbringen. 
Die Gewerbesteuer ist somit ein Mittel des Interessenausgleichs 
zwischen örtlicher Wirtschaft und kommunalen Finanzanforde- 
rungen. 

Die Gewerbesteuer erfüllt heute diese Anforderungen nicht mehr. 
Sowohl auf der Unternehmensseite als auch auf der Seite der Ge- 
meinden zeigen sich Mängel. Auf der Unternehmensseite ergeben 
sich Allokationsmängel durch die Doppelbelastung der Kapitaler- 
träge durch Gewerbeertrag- und Gewerbekapitalsteuer. Weitere 
Verzerrungen ergeben sich dadurch, daß Dauerschuldzinsen und 
Dauerschulden nur noch zur Hälfte bei der Feststellung des Ge- 
werbeertrags bzw. Gewerbekapital hinzugerechnet werden. Dies 
behindert eine bessere Eigenkapitalausstattung, da die Finanzie- 
rung durch Fremdkapital begünstigt wird und die Finanzierung 
durch Eigenkapital diskriminiert wird. 

Verteilungspolitische Mängel zeigen sich darin, daß die Gewer- 
besteuer nicht alle Wirtschaftsbereiche erfaßt: Freie Berufe, Land- 
wirtschaft, Bahn AG, Postunternehmen, öffentliche Unternehmen 
sind nicht einbezogen. Dadurch ergeben sich wirtschaftsstruktu- 
relle und regionale Verzerrungen und zugleich widerspricht dies 
dem Gedanken der finanziellen Äquivalenz. Hinzu kommen die 
Probleme der steuerlichen Belastung für die Unternehmen: Die Er- 
tragsunabhängigkeit der Gewerbekapitalsteuer belastet unter 
Umständen die betriebliche Substanz. Die unsystematische Erfas- 
sung der Produktionserträge, der geringe Kreis der Steuerpflich- 
tigen und eine Besteuerungsgrundlage, die durch immer großzü- 
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gigere Einräumung von Freibeträgen beschnitten wurde, haben 
die Gewerbesteuer insgesamt zu einer Sondersteuer für mittlere 
und große Unternehmen werden lassen: Nur noch etwa 30 % al- 
ler Gewerbebetriebe unterliegen der Gewerbesteuer, nur 16 % der 
Gewerbekapitalsteuer. 

Auf der Gemeindeseite hat die Aushöhlung der Gewerbesteuer- 
einnahmen zu einem Bedeutungsverlust der Gewerbesteuer im 
Rahmen der Gemeindeeinnahmen geführt. Zwar ist das Volumen 
der Gewerbesteuer mit 29,7 Mrd. DM (1995), wovon ca. 
25 Mrd. DM Gewerbeertragsteuer und 4,7 Mrd. DM Gewerbeka- 
pitalsteuer sind, im Zeitablauf immer weiter angestiegen. Diese 
Einnahmen kommen jedoch nur teilweise den Kommunen zugute. 
Die Ursache ist die deutliche Erhöhung der Gewerbesteuerumla- 
ge. Hinzu kommt auch die Wirkung von Sonderregelungen bei an- 
deren Steuern, die auf die Gewerbesteuer durchschlagen (Son- 
derabschreibungen für Ostdeutschland, die den Gewerbeertrag 
schmälern und dadurch das Gewerbesteueraufkommen vermin- 
dern). Schließlich ergeben sich Aufkommensdisparitäten in regio- 
naler Hinsicht: Das Gewerbesteueraufkommen wurde zunehmend 
davon abhängig, ob die ortsansässigen Betriebe groß oder klein, 
arbeits- oder kapitalintensiv, ertragsstark oder -schwach waren. 

Der Entwurf der Bundesregierung ist kein geeigneter Schritt zu ei- 
ner umfassenden Reform der Gemeindefinanzen. Der bisherige 
Entwurf aus dem Jahressteuergesetz 1996, der in unveränderter 
Form in den Ausschüssen weiterberaten werden soll, ist nur ein 
Teil ihres Konzepts zur Unternehmensteuerreform, zielt also nicht 
in erster Linie auf eine echte Reform der Gemeindefinanzierung. 
Hinzu kommt, daß nach wie vor nicht ausgeschlossen werden 
kann, daß die Bundesregierung am alten Ziel festhält, die „Ge- 
werbesteuer Schritt für Schritt mit dem Ziel der Abschaffung zu 
senken" (Koalitionsvertrag). Konkret: Die Bundesregierung will 
die Gewerbekapitalsteuer abschaffen und die Gewerbeertrag- 
steuer „mittelstandsfreundlich" senken. Die Kommunen sollen im 
Gegenzug einen „fairen Ausgleich (erhalten)", der das Interesse 
an der Ansiedlung von Gewerbebetrieben weiterhin gewährleistet 
und die kommunale Selbstverwaltung stärken soll. Dieser faire 
Ausgleich ist bisher nicht zu erkennen. 

Eine Reform der Gemeindefinanzen muß darauf abzielen, die Er- 
haltung und den Ausbau der kommunalen Finanzautonomie mit 
einem funktionsfähigen Hebesatzrecht zu verknüpfen. Priorität hat 
dabei die Revitalisierung der Gewerbesteuer. Gleichzeitig muß ein 
direkter finanzieller Interessenzusammenhang zwischen Unter- 
nehmen und Kommunen (d. h. Erhalt einer direkten kommunalen 
Unternehmensteuer) gewahrt bleiben. Eine mit der Absenkung 
bzw. Abschaffung der Gewerbesteuer einhergehende Reform der 
Gemeindefinanzierung muß daher das eigenständige Finanzie- 
rungsbewußtsein und den Finanzierungswillen der Gemeinden er- 
halten. Gleichzeitig ist zu beachten, daß die Streuung im Steuer- 
aufkommen von Städten und Gemeinden mit ähnlicher Größe und 
Funktion möglichst vermieden wird und daß sie vereinbar ist mit 
konjunkturellen Erfordernissen (möglichst konjunkturneutrale 
kommunale Einnahmen). Schließlich gilt als weiterer Grundsatz 
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die Berücksichtigung ökologischer Erfordernisse, d. h. ökologische 
Ziele sind mit dem Leitgedanken einer Gemeindefinanzreform zu 
verknüpfen. 

1 . Gewerbesteuerreform 

Die Revitalisierung der Gewerbesteuer setzt an den Mängeln der 
bisherigen Gemeindesteuern an. Dabei ist die Rolle der Gewer- 
besteuer als Instrument des Interessenausgleichs zwischen örtli- 
chen Unternehmen und als Katalysator der Gewerbeansiedlung 
stärker zu betonen. Diese Rolle hat die Gewerbesteuer inzwischen 
weitgehend verloren, infolge zahlreicher Eingriffe des Gesetzge- 
bers ist diese Steuer faktisch zu einer Großbetriebsteuer gewor- 
den. Wenn nur noch vergleichsweise wenige Unternehmen von 
der Steuerzahlung betroffen sind, wird auch das Hebesatzrecht der 
Gemeinden ausgehöhlt. Problematisch ist zudem die Diskriminie- 
rung von Eigenkapital, denn das Fremdkapital wird nur zur Hälf- 
te zur Ermittlung der Steuerschuld herangezogen. Andererseits 
werden die Zinsen besteuert, d. h. betrieblicher Aufwand wird zu 
einem steuerlichen Ertrag gemacht. Das Aufkommen der Gewer- 
besteuerführt damit zu großen Steuerkraftunterschieden zwischen 
Gemeinden gleicher Größe und Funktion, gleichzeitig ist das Auf- 
kommen konjunkturellen Schwankungen unterworfen, wodurch 
eine stetige Aufgabenerfüllung der Gemeinden erschwert wird. 

Eine Kommunalsteuer soll auch Städten und Gemeinden mit rela- 
tiv ertragsschwacher Wirtschaft ein angemessenes Steueraufkom- 
men ermöglichen. Um dies zu erreichen, muß zuerst die Abhän- 
gigkeit der Gemeinden von wenigen großen Betrieben beendet 
werden. Eia wesentlicher Schritt dazu ist die Erweiterung des Krei- 
ses der Steuerpflichtigen um die freien Berufe und die Anbieter öf- 
fentlicher Dienstleistungen. Allein die Einbeziehung der freien Be- 
rufe würde nach Schätzungen des Bundesfinanzministeriums 
zwischen 4 und 6 Mrd. DM an Einnahmen erbringen. Auch durch 
die Rücknahme der vielen Steuerfreibeträge wird die Zahl der 
Steuerpflichtigen erhöht. Zwar ist dabei nicht allein der Aspekt des 
gewinnorientierten Wirtschaftens maßgeblich, allerdings lassen 
gerade die Privatisierungen im öffentlichen Sektor (z.B. Bundes- 
bahn, Bundespost) die gewinnorientierte Ausrichtung des unter- 
nehmerischen Handelns Sonderbehandlungen nicht mehr 
gerechtfertigt erscheinen. Auch Ausnahmen für Ärzte, Rechtsan- 
wälte u. a. Freiberufler, die über eine Gebührenordnung abrech- 
nen und damit eine, Gewerbesteuer nicht (sofort) in einen Preis- 
bildungsprozeß am Sachgüter- und Dienstleistungsmarkt 
Umsetzen können, sollten erfaßt werden, denn auch in anderen 
Wirtschaftsbereichen, die gewerbesteuerpflichtig sind, erfolgt 
bzw. erfolgte die Preisbildung durch Genehmigungsverfahren, so 
z. B. bei den gesetzlichen Haftpflichtversicherungen oder bei den 
Stromlieferungen an Privatkunden. 

Die Gewerbesteuerumlage soll zunächst nicht verändert werden, 
da ihr Existenzgrund immer noch gegeben ist. Die Beteiligung an 
der Einkommensteuer wurde mit der Umlage an der Gewerbe- 
steuer für Bund und Länder kompensiert. Damit ist auch eine sinn- 
volle Diversifizierung der Gemeindesteuereinnahmen garantiert 
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und die Abhängigkeit von einer sonst dominierenden Gewerbe- 
steuer wird dadurch vermieden. Langfristig muß aber über einen 
Abbau der Gewerbesteuerumlage im Zusammenhang mit weite- 
ren Reformen bei Kommunalsteuern und Einkommensteuer nach- 
gedacht werden. Die stärkere Gewichtung der Gemeinschafts- 
steuer garantiert auch ein Interesse der Gemeinden am Erhalt und 
Zuzug von Wohnbevölkerung. Gleichzeitig sollen die Freibeträge, 
sofern sie nicht wesentlich zur Steuervereinfachung beitragen, 
weitestgehend beseitigt werden. Sozialpolitische Ziele sollten des- 
halb bei einer auf äquivalenztheoretischen Überlegungen basie- 
renden Steuer möglichst ausgeklammert werden. 

2. Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer und Unternehmen- 
steuerreform 

Im internationalen Vergleich unterliegen deutsche Unternehmen 
einer verhältnismäßig hohen Gesamtsteuerbelastung. Die Ab- 
schaffung der Gewerbekapitalsteuer würde diesen Nachteil zwar 
nur geringfügig reduzieren, dennoch sollte dieser Schritt vollzo- 
gen werden, um die Belastung der Unternehmen mit ertragsun- 
abhängigen Steuern zu reduzieren. Durch die Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer reduziert sich die effektive Gesamtsteuer- 
belastung in Deutschland von 47,1 % auf 45,3 % (Stellungnahme 
des ZEW zum Entwurf des Jahressteuergesetzes 1996 am 28. April 
1996). Die steuerpolitischen Mängel der Gewerbekapitalsteuer 
sind weitgehend unbestritten. Die Gewerbekapitalsteuer verstößt 
gegen die Steuergerechtigkeit, weil sie weder dem Prinzip einer 
Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit entspricht noch mit dem 
Äquivalenzprinzip in Einklang steht. 

Bei der Gewerbesteuer vom Kapital handelt es sich um eine Soll- 
ertragsteuer, die wegen ihrer gewinnunabhängigen Bemessungs- 
grundlage (Einheitswert des Gewerbebetriebs plus der sich durch 
§ 12 Abs. 2 bis 4 GewStG ergebenden Hinzurechnungen und Ab- 
züge) das Unternehmensrisiko erhöht und bei ungünstiger Ge- 
schäftslage zu einer Besteuerung der Unternehmenssubstanz 
führt. Hinzu kommt eine doppelte Belastung dadurch, daß sie zu- 
sätzlich zur betrieblichen Vermögensteuer anfällt. Damit erschwert 
die Gewerbekapitalsteuer die Eigenkapitalbildung der Unterneh- 
men und verringert deren Investitionsfähigkeit und Investitions- 
neigung. Deshalb ist es auch nicht sinnvoll, dem Vorschlag der 
Bundesregierung zu folgen, die Einnahmeausfälle aus der Ab- 
schaffung der Gewerbekapitalsteuer mit einer Verschlechterung 
der Abschreibungsmodalitäten zu kompensieren. Der vorliegende 
Gesetzentwurf der Bundesregierung führt mit einer Verschlechte- 
rung der degressiven AfA zu einer deutlichen Benachteiligung des 
Mittelstandes. Der Wegfall der Gewerbekapitalsteuer würde die 
Klein- und Mittelbetriebe nur wenig entlasten, während sie gleich- 
zeitig mit Verschlechterungen der Abschreibungsmodalitäten 
konfrontiert wären. Wichtig ist aber, einen modernen und lei- 
stungsfähigen Mittelstand zu fördern. 

Aus diesem Blickwinkel betrachtet erscheint die Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer sinnvoll und notwendig. Die steuerlich be- 
dingten Wettbewerbsnachteile der deutschen Unternehmen wer- 
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den dadurch aber nur geringfügig vermindert. Im Hinblick auf eine 
weitere Angleichung der internationalen Wettbewerbsbedingun- 
gen sind weitere Maßnahmen zur Neuordnung der Unterneh- 
mensteuern erforderlich. Bei einer künftigen Unternehmensteuer- 
reform muß insbesondere berücksichtigt werden, daß die 
Innovationskraft der Unternehmen - vor allem im mittelständi- 
schen Betrieb - auch durch steuerliche Regelungen gestärkt wird. 
Ansatzpunkte ergeben sich vor allem bei den ertragsunabhängi- 
gen Steuern, deren Niveau im internationalen Vergleich relativ 
hoch ist. Deshalb bleibt die Aufgabe einer weitergehenden Un- 
ternehmensteuerreform, die unabhängig von der Rechtsform In- 
vestitionen und Innovationen fördert. Diese Reform muß vor allem 
im Zusammenhang mit einer Neuordnung der Einkommens- und 
Körperschaftsteuer gesehen werden. Steuerliche Subventionen 
und Sonderregelungen müssen drastisch abgebaut werden, um im 
Gegenzug zu einer Senkung der Steuersätze zu gelangen. 

3. Umsatzsteuerbeteiligung der Gemeinden 

Zentrale Voraussetzung für die Abschaffung der Gewerbekapital- 
steuer ist der finanzielle Ausgleich für die Kommunen. Es reicht 
dabei nicht aus, wie die Bundesregierung dies vorschlägt, die Ge- 
meinden durch einen Anteil an der Umsatzsteuer zu kompensie- 
ren, ohne daß hierfür ein tragfähiger Verteilungsschlüssel existiert. 
Zumindest ab dem Jahr 2000 entsteht für die Gemeinden eine 
große Unsicherheit bezüglich ihrer künftigen Einnahmen, da die 
zur Verteilung notwendigen Informationen auf Gemeindeebene 
noch nicht vorliegen. Deshalb sollten, bevor eine endgültige Fest- 
legung über Höhe und Verteilungsschlüssel getroffen wird, Mo- 
dellrechnungen vorliegen, die die Auswirkungen auf die einzel- 
nen Gemeinden und Städte aufzeigen. Für die Übergangsperiode 
muß auf jeden Fall gewährleistet sein, daß keine Gemeinde eine 
Verschlechterung ihrer Einnahmen hinnehmen muß und auch für 
die Zeit ab dem Jahr 2000 darf es keine Verschlechterung der Ein- 
nahmesituation geben. 

Die Konjunkturabhängigkeit der Umsatzsteuer ist etwas höher als 
die der Gewerbekapitalsteuer. Unter dem Aspekt einer stetigen 
Ausgabenpolitik der Kommunen ist dies negativ zu beurteilen. Je- 
doch schwankt die Umsatzsteuer im Konjunkturablauf nicht so 
stark wie die Gewerbeertragsteuer, so daß die Ersetzung eines Teils 
der Gewerbesteuer unter dem Blickwinkel der Diversifizierung der 
gemeindlichen Steuereinnahmen zu begrüßen ist. Der Vertei- 
lungsschlüssel in der Übergangsperiode soll sich am bisherigen 
Aufkommen der Gewerbekapitalsteuer orientieren. Die Umstel- 
lung auf einen fortschreibungsfähigen Schlüssel für die Zeit nach 
dem Jahr 2000 soll sich an einem Kriterium orientieren, das eine 
Ausgleichswirkung für strukturschwache Kommunen garantiert. 
Über den Ausgleich der Einnahmeverluste hinaus, die die Ab- 
schaffung der Gewerbekapitalsteuer mit sich bringt, muß ein Bei- 
trag für die Steuerausfälle bei den Gemeinden infolge des Jahres- 
steuergesetzes 1996 geleistet werden. 

Die unmittelbare Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteu- 
er muß im Grundgesetz bei gleichzeitiger Einbeziehung eines wirt- 
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schaftsbezogenen Verteilungsschlüssels verankert werden. Im ein- 
zelnen muß der Verteilungsschlüssel nach der jetzt anlaufenden 
Datenerhebung und anschließenden Modellrechnungen durch 
Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln. Der 
wirtschaftsbezogene Schlüssel sollte dabei vor allem die Lohn- 
summe der Beschäftigten und das Betriebsvermögen zugrunde 
legen. Die Gewinne sind dagegen bei Abschaffung der Gewerbe- 
kapitalsteuer kein geeignetes Schlüsselelement, sie würden die 
Disparitäten zwischen den Gemeinden weiter zementieren. 
Grundsätzliches Ziel der Umsatzsteuerbeteiligung ist eine deutli- 
che Steuerkraftverbesserung strukturschwacher Gemeinden und 
Städte und der Ausgleich von Verlusten, die einem Teil der Kom- 
munen drohen. 

4. Föderale Lastenverschiebung 

Die finanzielle Situation der Gemeinden und Städte hat sich in den 
letzten Jahren deutlich verschlechtert. Dazu trägt bei, daß der Bund 
vielfach Aufgaben auf Länder und Kommunen übertragen hat, sich 
jedoch nur unzureichend an der Kostenübernahme beteiligt hat. 
Es ist ein grundsätzlicher Mangel des föderalen Finanzsystems, 
daß der Bund den Gemeinden Aufgaben überträgt und Rechts- 
pflichten auferlegt - Beispiele: Sozialhilfe, Rechtsanspruch auf ei- 
nen Kindergartenplatz -, bei der Finanzierung dieser Aufgaben 
auf die Länder verweist. Die neue Verfassungsklausel, wonach die 
kommunale Selbstverwaltung „auch die Grundlagen der finanzi- 
ellen Eigenverantwortung'' (Artikel 28 GG) umfaßt, kann auf die- 
se Weise nicht mit Leben erfüllt werden. 

Eine erste Korrektur im Gemeindefinanzierungssystem muß des- 
halb darin bestehen, der kommunalen Ebene eine Finanzhoheit zu 
geben, die diesen Namen auch verdient. Dies gilt insbesondere für 
die föderalen Lastenverschiebungen, die die Kommunen immer 
mehr in die finanzielle Klemme gebracht haben. Deshalb muß die 
finanzielle Eigenverantwortung der Gemeinden gestärkt werden. 
Dies bedeutet, daß den Kommunen eine Finanzausstattung zuge- 
standen werden muß, die es ihnen ermöglicht, ihr im Grundgesetz 
verankertes Recht zur kommunalen Selbstverantwortung auszu- 
füllen. Nach dem Prinzip der Finanzverantwortlichkeit muß es Ziel 
einer Reform sein, daß die Ausgabenlast grundsätzlich demjeni- 
gen Rechtsträger zufällt, der Aufgaben durch sein Gesetz verur- 
sacht hat. Dies betrifft insbesondere die Finanzierung staatlich ver- 
anlaßter Ausgaben. 

5. Ökologisierung der Gemeindefinanzen 

Die bisherige Einheitsbewertung bietet keinen sinnvollen Bemes- 
sungs- und Bewertungsmaßstab. Vielmehr soll die Besteuerung 
von Grund und Boden sowohl am Verkehrswert als auch an 
Flächengrößen ansetzen und somit einen Anreiz zum umwelt- 
schonenden Umgang mit der Ressource Grund und Boden bieten. 
Gleichzeitig kann sie so korrigierend auf die zunehmende Schief- 
lage bei der Verteilung von Grund und Boden einwirken. Kom- 
biniert mit zonierten Satzungsrechten nach dem Vorbild der 
Baulandsteuer C, kommunalen Hebesatzrechten, u. U. Versiege- 
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lungsfaktoren und besonderen Steuermeßzahlen für flächenin- 
tensive Nutzung (z. B. Märkte auf der „grünen Wiese") entsteht so 
ein Finanzierungselement, welches mit wenig Verwaltungsauf- 
wand dämpfend auf Flächenverbrauch und Versiegelung wirkt 
und auf diesem Wege nicht nur ökologische Qualitäten fördert, 
sondern zusätzlich zur Entlastung der kommunalen Haushalte 
beiträgt. 

Zusätzlich sind die Rahmenbedingungen für die Erhebung von 
Umweltabgaben zu verbessern. Verschiedene Bestrebungen auf 
der Ebene der Gemeinden drohen an rechtlichen Bedenken zu 
scheitern. Durch eine Änderung der Finanzverfassung und ggf. 
weiterer rechtlicher Grundlagen sind ausdrücklich die Hand- 
lungsspielräume bei der Erhebung von Umweltabgaben zu schaf- 
fen. 
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